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Keueſte Tagesnachrichten

Telegraphen arbeiter GroßBerlins
ſeſern in den Ausſtand getreten.

gFte Vertreter von Holland und Venezuela haben
i untergzeichnet, laut deſſen die im Jahre 1908 ab

n diplomatiſchen Veziehungen wieder
rgeſtellt

De La Huerta hak zum 24. Mat eknent riſgen Nationalkongreß einberufen, der den
Hänfigen Präſidenten ernennen ſoll.

der Polen kam es in Marien9 HerausforHer en nationalpo itiſchen Ausſchreitungen.

eine deutſche Proteſtnote an Dänemark

w. Berlin, 17. Mai.
gie deutſche Regierung hat gegen die beabſichtigte Ein
ing der Kronen währung in der erſten ſchleswigſchen

innungezone durch eine Note Proteſt eingelegt, die vom
ichen Geſchäftsträger in Paris und dem deutſchen Dele

en bei der internationalen Abſtimmungskommiſſion für
gleswig überreicht wurde. Jn der Note wird darauf hinge-
eſen, daß das Münzrecht, ſolange die erſte Zone nicht end

i Dinemark zugeſprochen ſei, unter die Hoheitsrechte falle,
o his zur endgültigen Entſcheidung Deutſchland zuſtänden. Die
finführung der Kronenwährung würde außerdem die wirt
zaftliche Lage der in Mark bezahlten deutſchen Beamten
eußerordentlich erſchweren, daß ihnen die Weiterführung der
ſchäfte nicht zugemutet werden könnte.

In der Note wird noch darauf hingewieſen, daß die inter
ionale Kommiſſion zur Zeit ihrer Kopenhagener Vorarbeiten
t ihr zugeteilken de Vertreter die Beibehaltung

er Narkwährung zugeſtanden und ſich auch in der
wllamation im gleichen Sinne ausgeſprochen habe.

w. Flensburg, 17. Mat.
Cegenüber den Verſuchen, die Einwohner der vier Kirch-

je ſüdlich der Clauſenſchen Linie Aventoft, Medelby, Ladel
w Süderlügum für die Annexion des Gebietes an Dänemark
u gewinnen, iſt von der Bevölkerung ſelbſt eine entſcheidende
mgebung erfolgt. Von den 1800 einheimiſchen Stimm-
echligten der vier Kirchſpiele haben 1460 ſchriftlich darum

zuht, bei Deutſchland zu verbleiben.
Deutſchlands 5ahlungen
Nachklänge der Konferenz von Hythe.

w. London, 17. Mai.
Vezüglich der Entſcheidung der Konferenz in Hythe be

effend die gleichlauſende Liquidation der inter
lliierten Schulden wird erklärt, daß, wenn Deutſch
d Zahlungen zu leiſten hat, die ſich über eine gewiſſe
hl von Jahren verteilen, die alliierten Schuldner den „Iliierten
äubigern den gleichen Zeitpunkt ihre Schulden bezahlen
erden, wenn aber Deutſchland während zweier Jahre Teine
hlungen leiſtet, dann werden die Zahlungen der alliierten

huhner an die alliierten Gläubiger in gleicher Weiſe auf
Das Abkommen über die Einteilung der von Deutſch

zu zahlenden Leiſtungen iſt bereits getroffen

Die engliſchen und die franzöſiſchen Kohlenkon-
olleure, die an der Konferenz in Hythe teilgenommen

hen einigten ſich über einen Plan, durch den Frankreich eine
lindeſtlieferung von Kohlen zugeſichert wird, die
z Velieferung der letzten acht Monate entſpricht. Es wurde
mer beſchloſſen, daß Frankreich 45 Prozent der engliſchen
kſamtausfuhr an Kohlen erhalten ſoll. Frankreich hofft, daß
durh gewiſſe Erſparnifſe an Schiffsraum erzielt
en, die nicht möglich waren, ſolange die Kohlenbelieferung
t geſichert war.

der Havas Vertreter in London hak über die Beratungen
a Hhthe erfahren: Die Miniſterpräſidenten hätten 120
illiarden Goldmark als die von Deutſchland zu
ende Entſchädigungsſumme feſtgehalten. Doch ſei
ein Ein verſtändnis über den Zahlungsmodus erzielt
en. Um die deutſche Schuld ſofort flüſſig zu machen, hätte

franzöſiſche Sachverſtändige eine große Anleihe vor
Wagen, die von Deutſchland und den Alliierten, wie Frank

5 Jtalien und Delgien, vielleicht auch von den neutralen
ten gedeckt werden müſſe, und für die deutſche Ent
ungeſchuld als Pfand dienen ſolle. Von der Ent
ädigungszahlung ſolle, wie bei den Friedensverhand

n feſtgeſetzt worden iſt, Frankreich 55 Prozent und England
Prozent erhalten.

w. Paris, 17. Mat.
Nniſterpräſident Millerand hat dem e des

the sſeea geſtern nach Schluß der Konferenz vonm ſei daß r e nur nmmen

De

ko olle, um Aufklärungen
über die Nichterfüllung der militäriſchen e

über die

Dienstag, 18. Mai

des Vertrages. Dem Vertreter des „Journal“ ſagte Millerand,
man wolle für die deutſche Entſchädigung eine feſte Summe
feſtſetzen, damit die ehemaligen Feinde die Schwere ihrer Laſt
erkennen, um fie zu einer baldigen zu ermutigen. Der
feſtgeſetzte Betrag werde aber nur ein Minimum ſein, unter das
man nicht heruntergehen werde. Die Tür bleibe aber für Er-
höhungen offen. Wenn c die wirtſchaftliche Lage Deutſchlands
in beſonderem Maße verbeſſert, dann ſei es nur gerecht, daß auch
die Alliierten einen Teil von dieſem Nutzen hätten.

w. Verlin, 17. Mai.
Nach einer Havas- Meldung aus London wird die inter

nationale Finanzkonferenz von Brüſſel jfalls infolge der Verſchiebung der Beratungen von Spa ver
tagt werden.

k. Baſel, 17. Mai.
Das „Journal“ berichtet, daß in Verbindung mit der Räu
mung des Maingaues bedeutſame Truppenverſchiebungen im
franzöſiſchen Beſatzungsgebiet vor fich gingen. Die Beſatzungs
armee des Brückenkopfgebietes Mainz werde verſtärkt. Die aus
den heſſiſchen Städten zurückgenommenen Truppen werden auf
das übrige beſetzte Gebiet verteilt werden, ſo daß die Truppen
ſtärke in der franzöſiſchen Zone eine Erhöhung erfahren wird.

Aus dem Völkerbundesrat
w. Rom, 17. Mai.

Der Völkerbundes rat hielt geſtern eine geheime und
darauf eine öffentliche Sitzung unter Vorſitz Tittonis
ab. Dieſer teilte mit, die armeniſche Frage bilde noch
den Gegenſtand eines Meinungsaustauſches unter den Re
gierungen. Luxemburg wünſche, dem Völkerbund bei
zutreten. Hierauf verlas Matſui den Bericht über die Ab
ſtimmung in den Kreiſen Eupen und Malmedy,
für die die deutſche Regierung die Jntervention des Völkerbundes
verlange. Balfour ſprach über die zur Verhinderung der
Ausbreitung von anſteckenden Krankheiten in Mitteleuropa ge-
troffenen Maßnahmen. Der Generalſekretär berichtete über den
kommenden internationalen ſtändigen Gerichts
hof, für den die gerichtliche Kommiſſion einen Entwurf aus
gearbeitet habe. Zum Schluß berichtete Tittoni noch über die
Lage der deutſchen, öſterreichiſchen, ungariſchen und rumäniſchen
Kriegs gefangenen in Sibirien, deren Heim-
ſchaffung ſehr ſchwierig ſei. Der Völkerbund erwarte den
baldigen Bericht Nanſens darüber. Alle Berichte wurden ein
ſtimmig angenommen.

Ausſchreitungen in Marienwerder
w. Marienwerder, 17. Mai.

Die „Neuen weſtpreußiſchen Mitteilungen“ melden: Am geſt-
rigen Sonntag fand hier eine polniſche Kundgebung ſtatt,
an der etwa 1600 bis 1700 Polen teilnahmen. Die Polen hatten,
da ſie ſich im Abſtimmungsgebiet gegenüber den Deutſchen weit-
aus in der Minderheit befinden, Zuzug aus Pomerellen
gehabt. Dieſer Umſtand hatte die Einwohnerſchaft von Marien-
werder ſichtlich erbittert. Jm Verlaufe der Kundgebung kam es
wiederholt zu ſchweren Ausſchreitungen, bei denen
mehrere Perſoneen verwundet wurden. Die Ruhe wurde erſt
durch das Einſchreiten der italieniſchen Be
ſatzungstruppen wiederhergeſtellt. Weitere EinzelheitenDusſchreitangen können bisher nicht bekanntgegeben wer-

den. Die Unterſuchung der ganzen Angelegenheit liegt in den
Händen der interalliierten Kommiſſion Marienwerder.

Die Gefahr des Binnenſchifferſtreikes
w. Dresden, 17. Mai.

Wie die Nachrichtenſtelle der Staatskangzlei mitteilt, droht der
ſyndikaliſtiſche Streik in der Binnenſchiff-fahrt zu einer ſchweren Gefahr für die ſächſiſcheLudußris zu werden. Am Sonnabend war es dem Arbeits
miniſterium gelungen, die für Sachſen beſtimmten, in Böhmen
lagernden 25 Kohlenkähne nach Schandau zu bringen. Hier aber
liegen die Kähne feſt, weil die Mannſchaft ſich vor dem Terror
der Streikenden fürchtet. Dieſe haben gedroht, die Arbeitswilligen
von den Steinbrüchen aus abzuſchießen. Die Kähne
müſſen unbedingt ſofort zum Abſchwimmen gebracht werden, da
der Waſſerſtand der Elbe ſinkt. Es beſteht die Gefahr, daß die
Kähne auf Grund zuſammenbrechen. Damit würden 300 000
Zentner Kohle verloren ſein, und viele Fabriken müßten zum
Stilliegen kommen.

Frankreich leugnet
Einem Artikel der Pariſer Ausgabe der „Chicago Tribune“

vom 10. Mai zufolge werden die in der deutſchen Preſſe mit
teilten zahlreichen Fälle von Sittlichkeitsver
rechen der franzöſiſchen farbigen Truppen in den beſetzten

deutſchen Gebieten von dem franzöſiſchen Miniſterium des
Aeußern ſuinmariſch in Abrede geſtellt. Gleichseitig wird
von den nämlichen Behörden erklärt, daß ſich in den fraglichen
Gebieten überhaupt keine ſchwarzen Truppen mehr befänden, ob
wohl nachträglich zugegeben wird, daß dieſe Gebiete mit ſo
genannten gelben Truppen belegt ſind, die indes fran
öſiſche Bürger und ebenſo von kaukaſiſcher Raſſe ſeien wieFrawaſen, Engländer und Amerikaner.

Die Reichsregierung muß dieſe Unterſcheidung des fran
r z ſchwarzen und gelben Truppen grund-ätzlich als völlig
Beſetzung mit franzöſiſchen Truppen afrikaniſcher Herkunft,
gleichgültig, welcher Hautfarbe ſie ſein mögen, ein Ver
brechen gegen die Ziviliſation, das ſtrengſte
Verdammung der geſamten Welt herausfordert. Eine Zuſammen
ſtellung authentiſcher Fälle befindet ſich im Druck. Die Reichs
regierung bemerkt indes ſchon et h die von Ver
e Fruner t gibt für das Mart n wen Gebiet,ſag
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Deutſchlands Leiſtungsfähigkeit
Reichsfinanzminiſter Dr. Wirth fühlt ſich nach ſeinen

eigenen Aeußerungen verpflichtet, dem deutſchen Volke als
ehrlicher Wirt klaren Wein über die finanzielle und wirt
ſchaftliche Lage des Reiches einzuſchenken. Klarer Wein iſt
jedenfalls beſſer als trüber Wein, doch was uns der Verweſer
der Staatsfinanzen vorſetzt, iſt ein äußerſt trüber Trunk, der
niemandem munden kann. Der Reichsfinanzminiſter hat es
nicht dabei bewenden laſſen, dem deutſchen Volke allein die
Unhaltbarkeit ſeiner wirtſchaftlichen Lage vorzuführen, ſon
dern er hat ſogar dem Vertreter eines großen Londoner
Blattes auseinandergeſetzt, daß Deutſchlands Leiſtungsfähig-
keit eine ganz geringe ſei und die Alliierten deshalb auf
große Zahlungen nicht rechnen könnten. Selbſtverſtändlich
zielte Dr. Wirth mit ſeinen Darſtellungen über die Sachlage
in Deutſchland auf die engliſche Regierung, damit ſie den
hohen Anforderungen Frankreichs gegenüber mäßigenden
Einfluß ausübt. Was von deutſcher Seite bisher an Ab-
tragungen der Friedensverpflichtungen geleiſtet wurde, kam
vorwiegend England zugute, doch jetzt verſuchen die Fran-
zoſen, ihre Anſprüche mit aller Macht in den Vordergrund zu
ſtellen, denn in Frankreich ſelbſt herrſcht große finanzielle und
wirtſchaftliche Not, ſo daß das franzöſiſche Volk nur mit den
bevorſtehenden deutſchen Zahlungen beruhigt werden kann.
Frankreich wird auch der engliſchen Diplomatie gegenüber
unter allen Umſtänden auf ſein Recht der Wiedergutmachung
ſeitens Deutſchlands beſtehen, aber wo nichts iſt, hat ſchließ-
lich auch die Republik ihr Recht verloren. Es iſt gut, wenn
die Deutſchen ſich über die Situation völlig klar werden, und
i inanzeniniſtor Dr. Wirth verhilft ihnen gründlich

azu.
Der Reichsfinanzminiſter hat nun nicht allein die Auf

gabe, ein Bild des wirtſchaftlichen Elendes auf
zurollen, ſondern er ſoll unſerem Volke vielmehr die Wege
weiſen, die es zu beſchreiten hat, wenn es ſein Daſein retten
will. Was iſt denn ſeit eineinhalb Jahren für die deutſche
Geſundung geſchehen? Es gibt keinen Berufsſtand im
Reiche, wenn wir von Börſenſpekulanten, Wucherern und
Schiebern abſehen, der nicht tief bekümmert und unzufrieden

wäre. Der Mittelſtand iſt völlig fertig, und
Arbeiter wie Unternehmer, Beamte wie Rentner klagen über
die unerträgliche Laſt der Zeiten. Wie ſie aber abgebürdet
werden ſoll, weiß niemand zu ſagen, und die Hoffnungen,
mit denen Reichskanzler und Miniſter ihre Reden zu ſchließen
pflegen, müſſen als Verlegenheitswendungen gewertet werden,
wenn keine realen Begründungen der Möglichkeit von
Deutſchlands Wiederaufbau vorliegen. Der Reichsfinanz
miniſter Dr. Wirth läßt den Engländern deshalb auch ſagen,
daß, falls alle Früchte einer vermehrten Anſpannung der
Arbeitskraft einzig und allein dem Gegner zugute kommen
ſollen, ohne die heimiſche Not zu lindern, naturgemäß jede
Arbeitskraft ertötet werden würde. Die Gegner würden
dann noch viel weniger erhalten als bei einer vernünftigen
Feſtſetzung der Entſchädigungsſumme. Die Arbeit von Leib
eigenen oder gar Sklaven ſei anerkanntermaßen die ſchlech-
teſte und am wenigſten produktir von allen Regierungs
methoden. Werden dieſe Vorſtellungen wohl in London und
namentlich in Paris den gewünſchten Eindruck machen? Da
hin ſind wir nun gekommen, daß ein Hauptmitglied
der deutſchen Regierung von deutſcher
Sklavenarbeit ſprechen muß.
heit Deutſchlands wurde uns bei Ausbruch der November
revolution in den verheißungsvollſten Tönen geſchildert,
und nun dieſes Ende ohne Licht und tröſtliche Ausſicht!

Der Friedensvertrag von Verſailles hat noch kein Jahr
beſtanden, und ſchon wird es immer deutlicher, daß er für
Deutſchland undurchführbar ſein wird. Er durfte in dieſer
Form eben nie und nimmer von deutſcher Seite unterſchrie-
ben werden. Die unſinnige Tat wird ſich immer ſchwerer
an Deutſchland rächen. Es werden nun Erwartungen auf
die Beratungen in Spa geſetzt, aber man weiß noch nicht, ob
ſie aufgeſchoben oder aufgehoben werden ſollen. Aber ſelbſt,
wenn eine Mächtekonferenz zuſtande kommt, zu der Vertreter
Deutſchlands in irgend einer Form hinzugezogen werden.
darf man ſich dem kindlichen Glauben nicht hingeben, daß
am grünen Tiſche eine Reviſion des mörderiſchen Friedens
vertrages vorgenommen werde. Wir dürfen froh ſein, wenn e
von Fall zu Fall eine Milderung der Verpflichtungen erzielt
wird, die Deutſchland auferlegt wurden. Aus dem finan-
ziellen Abgrund, in dem wir uns bereits befinden,
kommen wir indes nicht heraus, wenn die Konferenz nicht
endlich der deutſchen Leiſtungsfähigkeit Rechnung trägt. Es

agt ſich immerhin, ob die gegneriſchan Mächte dies über
pt wollen. Frankreich ſpricht bereits von Fauſtpfändern

und ſeine deuten auf die Beſchlagnahme von Bergiſenbahnen Damit wäre der S n

Die neue Frei



Zentrums gemacht wurden.

die nächſte WahlLe hen. Erzberger ſei an den Fehlern ſeiner Vorzüge geſtrauchelt

i n lahabe er den ſtändig wachſenden Einfluß Erzbergers gekennzei
und

d S t 3 4h wähnt.

n

h weſen.
I nis.
t tM dorffs.

Die Konferenz der Landwirtſchaftsminiſter re
b. Berlin, 17. Mai.

Jm Reichstag fand, wie bereits in der geſtrigen Morgen
ausgabe gemeldet, am Sonnabend unter Vorſitz des Reichs
miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft, Dr. Hermes,
eine Beratung der Ernährungsminiſter der Länder über die
zukünftige Getreide-, Kartoffel- und Fleiſchbewirtſchaftung ſtatt.

Hinſichtlich der Getreidebewirtſchaftung wurde
vom Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft der Ent
wurf einer Reichsgetreideordnung für die Ernte 1920 vorgelegt.
Dieſer hält für Brotgetreide an dem bisherigen Bewiri-
ſchaftungsſyſtem feſt, weil mit Rückſicht auf die Siche
rung der Volksernährung eine Lockerung des Zwangsſyſtems
in dieſem Jahre noch nicht möglich erſcheint. Ferner wird
der Hafer wieder in die Zwangsbewirtſchaftung einbezogen,
da die Freigabe des Hafers zu großen Unzuträglichkeiten, auch
hinſichtlich der Bewirtſchaftung von Brotgetreide, geführt hat.
Dagegen ſollen Hülſenfrüchte vollſtändig freige

laſſen werden.
Die Verſammlung ſtimmte dieſem Entwurf im weſentlichen

Zu mit Ausnahme des Vertreters einer Regierung, der für
das Uanlageſyſtem eintrat.

Für die Kartoffelbewirtſchaftung wurde einvom Reichsausſchuß der deutſchen Landwirtſchaft zuſammen
mit dem Großhandel und dem Deutſchen Städtetag ausge
arbeiteter Plan vorgelegt. Dieſer Plan, deſſen urſprüngliche
Geſtalt im Reichsminiſterium für Ernährung und Landwirt-
ſchaft mit Rückſicht auf die Sicherung der Volksernährung
weſentliche Aenderungen erfahren hatte, bezweckt die Erſetzung
der Zwangswirtſchaft durch ein Syſtem von Lieferungs
verträgen, und zwar ſoll auf die Zwangswirtſchaft ver
gichtet werden, wenn die Landwirtſchaft auf dieſem Wege bis
zum 1. Auguſt 1820 120 Millionen Zentner zur Sicher
ſtellung des Bedarfs der verſorgungsberechtigten Bevölkerung
zur Verfügung ſtellt. Dieſer Plan fand in der Verſammlung
geteilte Aufnahme. Es beſteht jedoch begründete Hoff
nung, daß auf dieſem Gebiet, entſprechend den gemeinſamen
Wünſchen der Landwirtſchaft und des Deutſchen Städtetages,
durch vorgeſchlagene Syſtem eine Milderung der

wangs wirtſchaft ſchon in dieſem Jahre herbeigeführt
erden tann.

Hinſichtlich der Fleiſchbewirtſchaftung erklärte
h die Verſammlung mit der vorgeſchlagenen Erhöhung der

preiſe einverſtanden, die dringend notwendig iſt, um die
e fär das abgelieferte Vieh mit den Puroduktionskoſten in

zu bringen.
Die Entwürfe über die Getreide-, Kartoffel- und Fleiſch

bewirtſchaftung werden in der nächſten Woche dem Reichsrat
h und dem 6. Ausſchuß der Deutſchen Nationalverſammlung zur
Genehmigung unterbreitet werden.

Fehrenbach gegen Erzberger

h b. Köln, 17. Mai.Die „Kölniſche VolksZeitung“ veröffentlicht eine u
ſchrift des Präſidenten Fehrenbach zur Angelegenheit Erz
erger, bei der Fehrenbach erklärt, daß infolge eines unerhörten
ertrauensmißbrauches in der Preſſe Mitteilungen über die Be

f handlung des Falles Erzberger durch die Parteiinſtanzen desBei ſeinen Ausführungen
Erzberger zu erſuchen, für

von einer Kandidatur abzu-
habe er beantragt,

geren Ausführungen über die jetzige Tätigkeit
net

die Veröffentlichung des Reichskanzlers von Bethmann
Hollweg über die Friedensmöglichkeiten im Frühſommer 1917 er

Bethmanns Aufſatz habe auf ihn den gewaltigſten
ndruck gemacht. Von dieſen Friedensverhandlungen mit weit

ehe Konzeſſionen des damaligen Kanzlers hätte er ſowie die
Fraktion nichts gewußt. Jn Kenntnis dieſer Vorgänge würde er
einer Friedensaktion widerſprochen und die Vertretung der Frie
n densreſolution im Juli 1917 nicht übernommen haben, da er von

dieſer parlamentariſchen Aktion eine Störung der vom Papſte ein
geleiteten Friedensſchritte befürchtet hätte. Heute ſei er von der

I LBerfehltheit der damaligen Aktion gegen Bethmann überzeugt.
Bethmann ſei damals zu weitgehenden Konzeſſionen bereit ge-

t Er habe ſich auch an der Vermittlungsaktion des Papſtes
nicht geſtoßen. Der Sturz Bethmanns erfolgte ohne ſeine Kennt-

Die Perſönlichkeit ſeines Nachfolgers ſei eine große Torheit
geweſen. Erzberger habe ſich zur Mitwirkung beſtimmen laſſen
durch Aeußerungen des Kronvrinzen, Hindenburgs und Luden-
orffs. Wenn auch jene Friedensaktion des Papſtes nach dem
Eintritt Amerikas in den Krieg einen Erfolg nicht verſprach, ſo
wären ſpätere Friedensmöglichkeiten mit größerer Energie und
Vorficht zu behandeln geweſen.

Ruck nach rechts in Strelitz
d. Neuſtrelitz, 17. Maf.

Am Sonntag fanden im Großherzogtum Neuſtrelitz die
Wahlen zum Landtage ſtatt. Trotz außerordentlicher

Verbearbeit der Mehrheiteſogioliſten vermochten dieſe ihre bis

Stärke nicht gn behaupten, ſie derloren vier n
an die verbundenen Liſten der Bürgerlichen, ein weiteres n
an die Unabhängigen. Die bürgerlichen Parteien
aben die Mehrheit errungen, was in mehrfacher

iehung erfreuliche Ausſichten eröffnet. Das Stärkever-
hältnis zwiſchen Bürgerlichen und Radikalen iſt 20: 15. Jm
einzelnen wurden gewählt: Wirtſchaftliche Vereini-

ung 10, Handwerker 5, Demokraten 5, Soziale mskraten 14, Unabhängige 1. Die Rentner,
die mit einer eigenen Kandidatenliſte aufwarteten, erhielten zwar
1153 Stimmen, aber keinen Sitz. Jm bisherigen Landtage
hatten die Sozialdemokraten 18, die Bürgerlichen 17 Sitze.

Die Wahlen in Braunſchweig
Das m z der braunſchweigiſchen Land-tagswahl läßt ſich jetzt annähernd überſehen. Das Wahl-

ergebnis iſt ein unbegrenzter Sieg der Rechtsparteien. Die
Mittelparteien haben eine ſchwere Niederlage erlitten. Das Wahl
ergebnis bringt ungefähr folgendes Bild:

Landeswahlverband 83 378 Stimmen, Demokraten 21 6525
Stimmen, Unabhängige 81310 Stimmen, Kommuniſten 2462
Stimmen, Mehrheitsſozialiſten 32 680 Stimmen.

Die Demokraten haben im ganzen Lande Braunſchweig über
26 000, die Mehrheitsſogzialiſten über 28 000 Stimmen verloren.
Gewonnen haben: Landeswahlverband 25 000, Unabhängige
80 000 Stimmen. Die Kommuniſten traten jetzt zum erſten Male
mit einer eigenen Liſte hervor. Die Wahlbeteiligung war im
We Lande groß. Es wählten 75 Prozent der

ahlberechtigten. Die 60 Mandate im Landtag werden ſich wie
folgt verteilen:

Landeswahlverband 24 (bisher 16),

Unabhängige 28 14,,Mehrheitsſozialiſten 8 u III
Demokraten b 18Die Kommuniſten erhalten keinen Sitz.

Dieſe neue Niederlage der Demokraten erfüllt ſie mit
grenzenloſer Wut, ſehen ſie doch immer und immer wieder, wie
es von ihren Reihen losbröckelt, wie der morſche Bau, den ſie da
errichtet haben, in allen Fugen kracht. Und umſo größer iſt ihre
Wut, da ſie ahnen, wie ähnlich die d ausfallen
werden. Mit großen Worten läßt ſich keine morſche Partei
wieder zuſammenleimen.

Mit Wehmut muß auch die „Saalezeitung“ die Niederlage
ihrer Partei zugeben. Laſſen wir ſie ſelbſt zu Worte kommen:

Bei Betrachtung des Wahlergebniſſes ſpringt die außer-
ordentliche Verſchärfung der politiſchen Gegenſätze ins Auge.
Die deutſch demokratiſche Partei, die Partei, die
einen Ausgleich der Gegenſätze erſtrebt und unſerem Volke da
durch die Aufſtiegmöglichkeiten ſichern will, hat einen erheblichen
Teil der früheren Wähler nicht bei ihrer Fahne zu
halten vermocht. Jn Braunſchweig hat bekanntlich Mo-
nate hindurch die Herrſchaft der Linksradikalen beſtanden. Der
Schneider Merges machte den Präſidenten und eine Scheuer-
frau verwaltete das Kultusminiſterium. Die Bürgerſchaft hat
unter dem ärgſten Terror geſtanden. Das hat bewirkt, daß jetzt
bei den Wahlen weite Kreiſe, die ihrer Weltanſchauung nachr weit mehr zur uneete

artei gehören als zu den Rechtsparteien, in ihrem berech-
tigten Widerwillen gegen die Treibereien und Gewaltakte von
links nicht den richtigen Haltepunkt und die nötige Selbſtbe-
innung zu finden wußten, ſondern ſich bei der diesmaligen
bſtimmung den Parteien zuwandten, die auf dem äußerſten

Flügel der Gegenſeite ſtehen.
Die „Saalezeitung“ gibt alſo unumwunden zu, daß die

demokratiſche Partei nicht imſtande iſt, die Bürger an ſich zu
feſſeln, denn gerade, wenn ſie eine Volkspartei wäre, dann hätte
ſie in den Zeiten des Braunſchweiger Terrors es verſtanden, ſich
eine Mehrheit zu ſchaffen. Die demokratiſche Partei wird auch
niemals in der Lage ſein, Deutſchland aus ſeiner Erniedrigung
und Schmach wieder herauszuführen; dazu mangelt ihr gerade
die Hauptſache, das nationale Bewußtſein und der
deutſch-völkiſche Geiſt.

Wladiwoſtok an die Japaner?
der „Swoboda Rußki“ ſind die Japaner berett, mit

Sowjet Rußland Frieden zu ſchließen unter der Bedingung, daß
Japan Wladiwoſtok erhält.

Der japaniſche Miniſter des Aeußern wird über die Vor
ſchläge der Sowjets eine ausführliche Erklärung ab-
geben. Die Vorſchläge enthalten die Bildung eines Pufferſtaates,
welcher Sowjet- Rußland von der Nordmandſchurei,
Korea und den maritimen Provinzen trennen würde,
wodurch Japan einen doppelten Puffer erhalten würde.

Der Reichsrat hat in öffentlicher Sitzung den Entwurf über
die Entſchädigung der Arbeitnehmer für Verluſte am Arbeits-
einkommen aus Anlaß des Generalſtreiks abgelehnt. Angenom-
men wurde unter anderm der Geſetzentwurf über die Entſchädi-
gung Verhafteter und verurteilter Elſaß-Lothringer.

Der „Reichsanzeiger“ veröffentlicht das Geſetz über die durch
innere Unruhen verurſachten Schäden vom 12. Mai 1920.

Die Aerzte und die Krankenkaſſen. Der Beirat der
der am Sonntag in Leipzig tagte, beſchloß den Eintritt

vertragslofen Zuſtandes am 25. Mai 1920, t
war damit einverſtanden, daß auf etwaiges Erſuchen r. 5
verbände oder der Regierung nochmals Ein r daß

andlungen mit den Kaſſenverbänden in einem n ge
usſchuß unter einem von beiden Teilen vereji

ſitzenden geſucht werden. Die für die ſchiedsgerichtl
lung der Honorarfrage vom Arbeitsminiſterium
Richtſätze ſeien völlig unannehmbar.

e

Die SchreiberDerſammlung.
Lügen und Verdrehungen in der „Saalezeitun g

„Eine Verrohung des politiſchen Kawie man ihn ſeit Jahren nicht erlebt hat, ſcheint im g e eh,
Wahlkampf wieder Platz zu greifen.“ Dieſe Worte, die wir
Betrachtung der gut demokratiſchen „Saalezeitung“ r einer
demokratiſche Wählerverſammlung er a

dte
e vege
ca

in der Martinſchul
nehmen, kennzeichnen in außerordentlich treffender Vei,
Verlauf jener Verſammlung, in welcher Dr. Schreiber e den
trag hielt. Die Allgemeine Zeitung hebt in ihrem Berich
hervor, wie Dr. Schreiber einzelne Beſucher auf Zwiſch noch
ſeiner guten Erziehung entſprechend perſönlich ab en
z el n verſtand: „Herr Rechtsanwalt Spilling, das glauben e
ſelbſt nicht; vern ünftige Deutſchnationale ſind übrigen e jg
der Anſicht, daß uſw. oder „Herr Aſſeſſor Hirſch, Sie verwegh
wohl Reichstag und Nationalverſammlung?“ Semotraſ
ſucher riefen dann dazwiſchen, Dr. Schreiber unterſtäßen
„Schmeißt ſie doch raus, dieſe Kerle!“ und ähnliches. Dr. c
verſtand es in ſeiner Rede ausgezeichnet, die nationalen Weſt
zu verunglimpfen und Entgegnungen förmlich zu prodoge
Dieſe Entgegnungen nimmt die „Saalezeitung“ nun aber
Anlaß der Lüge, daß die nationalen Beſucher die Verſammüm,
ſprengen wollten. Daß ihnen das gar nicht eingefallen ſt ung
ſchon daraus hervor, daß ſie den Saal verließen
die das nationale Empfinden verletzenden Aeußerungen
demokratiſcher Seite durch den Verſammlungsleiter nicht un
ſagt wurden, und dieſer ſelbſt nicht nur zu einer Verletzung
Gaſtrechtes, ſondern zu offenem Rechtsbruch ſchritt. Zu z
Verſammlung waren „Männer und Frauen aller Parteien ein
geladen und erſchienen. Wenn nun der Referent des Aben
politiſch Andersdenkende nicht nur angreift, ſondern auch hereh
ſetzt, ſo muß dieſen auch die Möglichkeit gegeben ſein, ſich zu ver
teidigen. Dieſes ſelbſtverſtändliche Recht aber wurde den net
nalen Beſuchern in denkbar rigoroſeſter Form beſchnitten. en
demokratiſchl Sprach die „Saalezeitung ſchon bezüglich der Vor
gänge in der Löffler- Verſammlung von einer „Sauherdenma
ſo war es in der Schreiberverſammlung noch weit übler, wo
demokratiſcherl Wann wären wohl je ſolche Zuſtände in einerdeutſchnationalen Verſammlung durch einen deutſchnationgg

Redner hervorgerufen worden? Wie wäre ſo etwas überhaug
denkbar?! Nun aber die Schuld an dieſen Vorgängen auf die
deutſchnationalen Beſucher zu wälzen, die ſich nur gegen dem
kratiſche Angriffe und Anrempelungen wehrten, und ihnen Auf
ſtellung von Sprengkolonnen zu unterſtellen, iſt ein Beginnen
dem man ebenſoſehr das ſchlechte Gewiſſen, wie die ſehr kurzen
Beine anmerkt, mit denen es ſich unter den heiteren Geſichte n
der Zuſchauer bald zu Tode gelaufen haben wird. Einen beſon
deren Trumpf glaubt die „Saalezeitung“ damit auszuſpielen, de
ſie die Verſammlungsmethoden der Kommuniſten eine Ver
gröberung derjenigen der Deutſchnationalen nennt und hierhe
folgenden Plan der Kommuniſten mitteilt: dieſe wollten die
Wahlen ſtören und den Wahlakt unmöglich machen. Stoßtruppt
ſollen am 6. Juni in die Wahllokale eindringen, dort im Verein
mit unerkannt daſtehenden Helfershelfern die Wahlurnen rauben
und die Stimmzettel vernichten. So glaubhaft ein ſolcher Plo
der Kommuniſten erſcheint, ſo abwegig iſt es doch, ihn in einen
Atemzuge mit dem Verhalten der Deutſchnationalen zu nennen
Wo am Sonnabend „Roheit und Gewalt angewendet wurde, daß
war auf Seiten der Demokraten Das wird
noch ſo geriſſene Rabuliſtik zu verwiſchen imſtande ſein.

Jntereſſant iſt, was die „Saalezeitung“ über den Beſuch der
Schreiberverſammlung mitzuteilen weiß: „Annähernd(!
1000 Perſonen waren anweſend.“ Ueberaus ſchlau geſagt! Da
„Annähernd“ iſt nämlich ſo zu verſtehen, daß an 1000 mindeſtens
500 Perſonen fehlten. Der Saal war eine Schulaula mit drei
hundertfünfzig Sitzplätzen und höchſtens 150 Stehplätzen. Wenn
die „Saalezeitung“ weiter ſchreibt, daß Hunderte umkehren“
mußten, ſo meint ſie damit gewiß, daß während des Schreiber
ſchen Parteigezänks „Hunderte“ die ungemütliche Stätte wieder
verließen. Dann würde ſie nämlich die Wahrheit geſagt haben
Zum Troſt aber für diejenigen, welche Dr. Schreiber noch nicht
kennen ſollten, verkündet fſie, daß dieſer herrliche Mann am kom
menden Sonnabend „im großen Saale des Wintergarten“ wieder
ſprechen wird.

nier“,

(Nachdruck verboten.

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Denutſchtum.

Von Max Treu- Halle.
Bei ſolchen Worten iſt dem Pfarrer das in

Sprüngen gegangen, und er hat gemeint, eine ſo liebe ſik
habe er all ſein Lebtag noch nicht gehört. Aber fragen hat
er nicht weiter gekonnt, denn ſchon iſt die Tür zum Zimmer

des Kaiſers aufgegangen, ein kleiner General iſt herausge-
kommen der hatte viel mehr Sterne und Orden als alle
übrigen, die der Pfarrer bisher geſehen, und der General
adjutant flüſterte dem Pfarrer zu:

„Schauns, dös iſch der Benedek!“
Der Pfarrer aber wußte in dieſer Stunde noch nicht,

er der Benedek war. Das hat er erſt nachher in der
Stadt erfahren und aus den Zeitungen geleſen, daß der

enedek einer der tapferſten Generäle wäre, dem der Kaiſer

40)

w

Benedet
in dem kommenden Kriege gegen Preußen den Oberbefehl
verliehen habe.

Der Generaladjutant aber ſagte:
„Kommens! Kommens!“

Und er ſchob dabei den Pfarrer faſt vor ſich her durch
e Tür hindurch, nannte deſſen Namen und legte dann die

Tür von außen n
Und nun ſtand der Pfarrer vor ſeinem Kaiſer. Der

ſah ihn freundlich lächelnd an, reichte ihm die Hand und
ſagte:

„Was bringen Sie mir, mein lieber Pfarrer?“
Da iſt dem Pfarrer das Herz aufgetaut, er hat dem

Kaiſer offen in das freundliche Antlitz geſchaut und hat zu
eben begonnen, juſt wie ihm der Schnabel gewachſen war.

Der Kaiſer aber hat ernſthaft zugehört und ſich von
et zu Zeit kurze Notizen in ein Schreibbüchelchen gemacht.

anchmal auch hat er den Pfarrer unterbrochen, ihn nach
erem gefragt, das er ſich wieder aufgeſchrieben, und

derr matem er erfahren hatte, was er wiſſen wollte, geſagt:
An iahren Sie nur jort, lieber Pfarrerl“
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Das hat ſich dieſer niemals zweimal ſagen laſſen, und
er hat geſprochen und erzählt, bis er alles vom Herzen her-
unter wußte und auch nicht das kleinſte Steinchen darauf-
geblieben war.

Dann hat der Kaiſer eine kleine Pauſe gehalten, hat
nachgedacht und darauf geſagt:

„Jch danke Jhnen für alle Jhre Mitteilungen, lieber
Pfarrerl! Reiſen Sie nur getroſten Mutes heim und ſagen
Sie Jhrer Gemeinde, ich wolle alles unterſuchen laſſen; die
alten Rechte dürfe niemand antaſten, und meine Deutſchen
ſollen mir nicht bedrängt und bedrückt werden!“

So ſchied der Pfarrer von ſeinem Kaiſer, deſſen Worte
fich tief in ſein Herz gruben. Und er wünſchte in dieſem
Augenblick, daß er dem Kaiſer die ganze gewaltige, drohende
n olt abnehmen und alle Sorgen von ihm abwälzen

nne.
Und da er nun hinaustrak aus dem mächtigen Portal

der alten Hofburg, ſchien ihm der Himmel heller und klarer,
die Sonne leuchtender, die Menſchen froher, und in ſeinem
Herzen jubelte es und jauchzte es:

„Jetzt werden wir ſiegen! Deutſche Art, kreu bewahrt
IJrn ſeinen hellen Jubel hinein aber ſchmetterte die

Kriegsmuſik marſchierender Regimenter. Und als er dieſe
hörte, war ihm, als fiele ein Reif in alle ſeine Frühlings-
blüten, und ſo recht vor Herzen froh, wie er ſoeben geweſen,
konnte er fortan nicht wieder werden.

19. Mai 1866.
Geſtern akend habe ich nicht weiterſchreiben können:

es iſt wieder Blut gefloſſen in der Gemeinde Beidenburg,
und diesmal iſt der, der es vergoſſen hat, ein Deutſcher,
einer der Unſrigen, ja einer unſerer Beſten

Wir hatten
Nein, nicht ſo! Der Reihe nach will ich aufzeichnen,

was geſchehen, will da fortfahren, wo ich geſtern habe ab-
brechen müſſen; aber mir iſt es, als ſei eine Saite auf
meinem Saitenſpiel geſprungen, und als würde ich darum
den alten Ton nimmer finden können

hatte die gnädigſten Zuſicherungen erhalten, daß man nach
unſerem Beſten ſehen wolle. Ohne Verzug gedachte er nun
heimzureiſen. Aber da ſtellte ſich heraus, daß er nur lang
ſam werde reiſen können, denn alle Eiſenbahnen, alle Wege
und Stege waren überflutet mit hin- und hermarſchierenden
Soldaten, von denen es zwar immer hieß, daß ſie nur ver
legt würden, ihre Garniſonen wechſelten uſw., von dene
aber doch ein jeder wußte, daß ſie nach der preußiſchen
Grenze beſtimmt waren.

Unter vielen Mühſeligkeiten und Beſchwerden kam det
Pfarrer nur ganz langſam vorwärts; aller Orten wurde er
von den Militarkommandos angehalten, nach Paß, Papieren
Zweck der Reiſe und was weiß ich alles ſonſt gefragt, und als
er endlich bis zu der Stadt gelangt war, die unſere nächſte
Eiſenbahnſtation iſt, da zeigte es ſich, daß er um keinen Prei
Pferd und Wagen erhalken konnte, da alles vom Milität
requiriert worden war. Schreiben aber konnte er uns auch
nicht, denn die Beförderung der Briefe war von der unga
chen Grenze ab auch eingeſtellt, weil unſer mangelha

oſtweſen nicht einmal die Briefe der Militärbehörden ſowie
der Offiziere und Soldaten, die den Vorzug vor den andere
erhielten, zu befördern imſtande war.

So geſchah es, daß die Rückkehr des Pfarrers ſich un
mehrere Tage verſpätete; von der Eiſenbahnſtation aus i
er einen halben Tagemarſch zu Fuß gelaufen, und erſt in
einem Dorf, das etwas halben Weges zwiſchen der Station
und unſerem Ort liegt, gelang es ihm, um hohen Preis
Pferd und Wagen aufzutreiben, mit denen er dann vorgeſtern
abend geſund und munter einpaſſierte d.Nachdem geſtern morgen der Pfarrer in ſeinem Studie
zimmer uns Bericht erſtattet hatte, erzählten wir ihm von
dem, was in ſeiner Abweſenheit geſchehen.

Zuerſt vom guten Haldenbach.
Da iſt er zornig geworden und hat gefragt: u
„Sind wir denn dazu da, uns von dem fremden Ge

ſindel totſtechen zu laſſen?“
Dann von der Schulangelegenhett.
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Stadtverordneten-Sitzung
zuionen für die

cgeint ſich neuerdings nur noch alle 14 Tage im
e Stelldichein geben zu wollen. Und wenn

za n zuſammengekommen iſt, dann hat man s
per e der Erledigung der harrenden Vorlagen

lig. Die geſtrige Stadtverordneten-Sitzung
z erſt eine gute halbe Stunde nach der an
Freilich es ſind wenig erquickliche Bilder.
Sitzungen entrollt haben, nicht nur vom

des Halleſchen Steuerzahlers aus betrachtet,
von dem des Stadtverordneten, der ja letztenn h Nerantwortung für die gefaßten Beſchlüſſe

die So mußten geſtern wieder Rieſenſummen be
nuß Der neue Gehaltstarif für die ſtädtiſchen

wer ellten erfordert allein 5,4 Millionen Mark.
ſfaneen 100 Kleinwohnungen wurden 2 Millionen
n und in dieſe Summen ſind nicht einge
die mannigfachen drei bis fünfſtelligen Ziffern,
ale veiten, für Etatsüberſchreitungen und Nach

w. gefordert wurden.
Regel ohne große Debatten ab, wieabe

jberhaur
jngere

ye t entſprochen wurde. Stadtrat Wurm wußte
Gelegenheit Zahlen über den Beſuch der Kinos

n die ihre Schließung und vor allem die Ent
r Angeſtellten nicht ganz berechtigt erſcheinen
Sonderbarerweiſe freilich Leuten, die die Halle

nur einigermaßen zu kennen die Ehregenokraten m
bunte es nicht ſonderbar erſcheinen, trat die

ſche Fraktion auch für eine Herabſetzung der Kino-
m hwohl ſie doch erſt vor wenigen Monden den
P Erhöhung der Luſtbarkeitsſteuer eingebracht

4 n Minner mußte ſich denn auch unter dem Ge
o Hauſes durch Stadtrat Wurm auf dieſen kleinen
ufmerkſam machen laſſen. Freilich, die Reichstags

ſind nicht mehr fern, und der Freunde und Gönner

u gibt es in Halle gar viele.
v e

I (Dem.) eröffnet die Sitzung und einigere Eingänge bekannt, darunter n der
u der Kloſter- und Lutherſchule wegen Belegung

e einen Proteſt der Vereinigung der Kinobeſitzer gegen
teitsſteuer und zwei Dringlichkeitsanträge um Nach

dieſer Steuer. Dieſe letzten Eingänge ſollen am Schluß
um verhandelt werden. Ein Geſurh des Elternbeivates
ant ſchule um Räumung der vom Stadternährungsamt

Raume in dieſem Schulgebäude wird dem Petitions-
z überwieſen.
n tritt man in die Tagesordnung ein.
d. Hoe (Dem.) berichtet über einen Beſchluß des
t im Anſchluß an das Vorgehen von Reich und Staat,
zdtiſchen Beamten, Lehrern und Lehrerinnen
ſeſlich derjenigen an Volksſchulen, welche ihre Bezüge vom
echalten und den auf Privatdienſtvertrag Angeſtellten
mit Kückwirkung vom 1. April 1920 in Kraft tretende

Fehaltsfeſtſetzung abſchlägig ſofort einen Vor ſchuß von
et zu zahlen mit der Maßgabe, daß den ledigen weib
meſtellten ein ſolcher von 500 Mark gewährt wird. Die
um der Abſchlagsgahlung erfolgt in Vierteljahrs

innerhalb des laufenden Rechnungsjahres nach dem
reten der neuen Beſoldungsordnung. Die Stadtver-
werſemmlung ſtimmt dieſer Vorlage zu.
feichfalls berichtet Stadtv. Hos (Dem.) über die Er
1g der Vergütung nebengmtlicher Lehre. Die Stunden dieſes Lehrperſonals ſollen rückwirkend

i Februar 1920 zu den jetzt geltenden Sätzen von 120,
d 140 Mark für eine Jahresſtunde einſchließlich eines
ngezuſchlages von 60, 65 und 70 Mark vergütet werden.
jckend vom 1. April 1920 ſoll zu den neuen Sätzen von
i und 210 Mark für eine Jahresſtunde ein weiterer
ngezuſchlag von 140, 165 umd 190 Mark gewährt werden.
ber bevorſtehenden Reform der Lehrergehälter findet eine
lung der vorbezeichneten Bezüge ſtatt. Die für die Er
ch 1. April 1920 erforderlichen Mittel werden im Haus
im 1920 bereitgeſtellt, der Magiſtrat hält dieſe Regelung
betracht, der jetzigen Teuerungs- und Lohnverhältniſſe für
ſen und oten. Der Antrag findet ſeitens der Ver

ung debattelos Annahme.
chty. Wilke (Mehrheitsſoz.) begründet einen Antrag auf

freie Lernmittel für Volksſchulkinder.
ewährung freier Lernmittel an nur unbemittelte Kinder
t geboten, da ein feinfühliger Menſch ſolches als Almoſen
den würde. Die allgemeine Lernmittel- Freiheit iſt eine
ebingung für die Einheitsſchule. Wer ſie ablehnt, lehnt

v Einheitsſchirle ab. Für den Haushaltungsausſchuß er
Stadtv. Ho e (Dem.) Bericht. Dieſer wünſcht die Be

u erſt vom April 1921 ab und hofft auf teilweiſe oder
lebernahme der Koſten ſeitens der Regierung. Mit

Enſchänkung empfiehlt er Annahme der Vorlage, welche
Magiſtrat überwieſen wird.
t den aus ſeinem Amt als Bürgerdeputierter in der
Deputation wegen Arbeiteüberlaſtung ausgeſchiedenen
w Dr. Schieck wird Herr San.Rat Dr. Herzfeld ge

e Kebührenordnung zur Friedhofsord-
erhält eine neue Faffung. ie Gebühren ändern ſich
daß jetzt weſentlich höhere Beträge zu zahlen ſind. Dieſe
fach den dort feſtgelegt
aſen erhoben. Die Beiſetzungsgebühren betragen für
er der Stadt Halle, um einige Beiſpiele anzuführen,
Foſe I je nach Alter 150 vis Mark, nach Klaſſe III
190 Mark, nach Klaſſe VII 10 hie 30 Mark und nach Klaſſe
dis 9 Mark. Für die Beiſetzung von Perſonen, die ihren

i auswärts haben, iſt zu den vorſtehenden Sätzen ein
m von 50 Prozent zu zahlen. Für die Beiſetzung von
en wird erhoben in Erbbegräbnisſtellen 30 Mark, in
begten Reihengrabe 50 Mark, in beſonderen Aſchen

bis 90 Mark. Die Gebühr für die Einäſcherung be
i 150 Mark. Stadtv. Gräfe führt hierzu gus, daß er
w. Parteifreunde grundſätzlich und prinzipiell das Be
efſen in ſtädtiſche Regie übernommen wiſſen wollen.
igehender Antrag wurde ſeinerzeit eingebracht.
t Forlage wird genehmigt, ebenſo die neuen Kichtlinien

Uebernahme von Grabpflege.
Neuer Gehaltstarif für Büroangeſtellte

w. Finger gibt einen vom Magiſtrat mit den Büro
eſtellten vereinbarten Gehaltstarif bekannt mit dem An
ch damit einverſtanden zu erklären, daß die auf den Haus
m entfallenden Koſten mit rund 2 900 000 Mark in den
elan eingeſtellt und geleiſtet werden können. 2 500 000
t außerdem der Kriegsfonds. Nach Kündigung des bis
J Zerifvertrages ſeitens der Bürohilfsangeſtellten iſt der
e neue G tarif mit Wirkung vom 1. März 1920 ge

Alle dieſe Vorlagen

en Einkommens- und Ver

Kartoffeln, würden wir

ſtädtiſchen Bürohilfsangeſtellten 2 Millionen für Klein Wohnungen
Die Milchverſorgung Die Kinoſteuer

e worden. Die Sätze entſprechen der wirtſchaftlichen Lage
r Angeſtellten und ſtehen im Einklang mit den Tarifſätzen der

ſtädtiſchen Arbeiter. Bei Bewilligung t Vorlage würdenallerdings die ſtädtiſchen Arbeiter, wie ſie kürzlich erſtärten, da
dieſe Entlohnung in ſtarkem Widerſpruch mit ihren Bezügen

mit gleichen Forderungen an den Magiſtrat rantreten
und ſie haben der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß ſie bei Bewilli
gung dieſer Vorlage auf gleiches Enkgegenkommen ſeitens der
Stadtverordneten rechnen. Stadtv. Steckner (Dem.) ſpricht
ſich gegen den Antrag aus, weil der Magiſtrat nicht wiſſen kann,
woher er die Gelder nehmen ſoll. Schließlich wird der Antrag
mit dem Zuſatz, der Mehrbetrag möge als Vorſchuß aus dem
Kriegsfonds genommen werden, angenommen.

Ban von 100 Kleinwohnungen.
Der BauvereinfürKleinwohnungen begbſichtigt,

h ſeinem Gelände am Bergmannstroſt weitere 100 Klein
wohnungen zu errichten, einige davon am Jo-

nnesplatz. Dieſem Bauvorhaben hat ſich di Ortsvereinigung
ür AngeſtelltenHeimſtätten in der Weiſe angeſchloſſen, daß der
auverein ihr die Hälfte der jedesmal fertiggeſtellten Wohnungen

37 Vermieten an ihre Mitglieder zur Verfügung ſtellt. Der
auverein Gartenſtadt Halle beabſichtigt auf dem Gelände an der

Artillerieſtraße, deſſen Verkauf die StadtverordnetenVerſamm-
lung durch Beſchluß vom 15. September 1919 zugeſtimmt hat,
zunächſt eine Gebäudegruppe zu je 8 Häuſern mit insgeſamt
18 Wohnungen zu errichten

Die erſten 100 Kleinwo ſind mit 4 Millionen ver
anſchlagt, wovon 600 000 M. als bleibender Wert angenommen
werden. Die reſtlichen 8 400 000 Mark müſſen aus den Reichszu
ſchüſſen und ſtädtiſchen Zuſchüſſen aufgebracht werden. Die Bau
ten des Bauvereins Gartenſtadt Halle erfordern nach anliegender
Berechnung 205 000 Mark Reichszuſchuß und 350 000 Markſtädtiſchen Juſchuß Zur Verfügung ſtehen die durch Stadtverord

neten Beſchluß vom 15. September 1919 bewilligten 2 Millionen
und die vom Reiche zuzuteilenden Baukoſtenzuſchüſſe, die derMiniſter für Volkewohl fahrt auf zunächſt 988 000 Mark feſtgeſetzt

hat, deren Erhöhung auf 1 400 000 M. aber in Ausſicht geſtellt iſt.
Es wird beantragt, das durch Beſchluß der Stadtverrdneten-Ver-
ſammlung vom 15. September 1919 dem Bauverein für Klein-
wohnungen und dem Bauverein Gartenſtadt Halle für den Ankauf
von Baugelände an der Artillerieſtraße bewilligte Darlehn von
2 Millionen Mark für die vorſtehend angegebenen Bauvorhaben
anteilig r Verfügung zu ſtellen. Auch dieſe 2 Millionen Mark
werden bewilligt.

Für das Provinzialinſtitut für praktiſche
Pſycholo ie in Nietleben, welches für Berufsberatungsfragen
in Betracht kommt, werden 5000 Mark genehmigt, desgleichen die
bei der Ausbeſſerung des Fahrbahnbelages der Gimritzer Guts
brücke entſtandenen Mehrkoſten in Höhe von 11 458 Mark ſowie
die Koſten für die Pflaſterung des Hoſpitalhofes im Betrage von
4125 Mark.

Die Vorarbeiten für die beabſichtigte Erbaunng eines
Lyzeums und einer Oberrealſchule haben 891 Mark Koſten
verurſacht, nachbewilligt werden. Die dringend not
wendige Inſtandſetzung und teilweiſe Erneuerung und Ver
legung der elektriſchen Lichtanlage in der Moritzburg erfordert
die Summe von 3600 Mark, welche genehmigt wird.

Es iſt beantragt der Beitritt der Stadtgemeinde
Halle zum Mitteldeutſchen Braunkohlen-Syn-
dikat. Die Stadtverwaltung iſt bereits durch den Ankauf des
Grubenbeſitzes des Halleſchen Kohlenwerkes Mitglied des Shn-
dikats geworden. Es erſchien zweckmäßig, zumal der Beitritt
zum Syndikat kraft geſetzlicher Beſtimmung erzwungen werden
kann, nunmehr auch mit der Grube „Vereinigte CarlErnſt“
dem Shyndikat beizutreten. Die Stammeinlage von 1200 Mark
wird in den Haushaltsplan der Grube für 1920 in Ausgabe ge
ſtellt. Der Betrag von 1200 Mark entſpricht der Verkaufs und
Verbrauchsbeteiligung der Grube am Shndikat. Die Rechte und
Pflichten der Stadt aus dem Syndikats find aus den
vorgelegten Schriftſtücken erſichtlich. Stadt. Gräfe führt hierzu
aus, daß ein Shyndikat großkapitaliſtiſche Tendeng habe, aber

der geſetzlichen Zwangslage entſprechend ſtimmten er und ſeine
Parteifreunde der Vorlage zu.

Hierauf erfolgt die Entlaſtung einiger Rechnungen aus dem
Vorjahre, z. B. des Hoſpitals, der Straßenbahn, des Schlacht
und Viehhofs, des Elektrizitätswerkes, des Riebeckſtifts u. a. im.

Frau Stadtv. Schmidt (Unabh.) begründet einen Antrag,
welcher die Stadtverordnetenverſammlung erſucht, das Ex
nährungsamt anzuweiſen, daß den ſchwangeren Frauen
in den letzten ſechs Monaten ihrer Schwangerſchaft Milch und
andere geeignete Nahrungsmittel zur Verfügung ge
ſtellt werden. An dieſen Antrag ſchließt ſich eine längere
Debatte über

die Milchverhältniſſe in unſerer Stadt.
Hierzu führt Bürgermeiſter Seydel aus: Für die Ver

pflegung hoffender Frauen gibt es weitgehendſte geſetzliche Be
ſtimmungen, trotzdem die Stadt in Ermangelung beſonderer
Zuweiſungen Milch uſw. aus der allgemeinen Vorratsmenge
nehmen muß. Man kann nicht mehr geben, als man hat. Wenn wir
veichliche Mengen Milch und andere Nahrungsmittel hätten,
würden wir gern mehr geben. Wie heute die Verhältniſſe
liegen, müßten die kleinen Kinder darunter leiden. Nach An
ficht der Aerzte iſt es faſt nötiger, daß die Säuglinge die vor
handene Milch erhalten. Stadtv. Gelhaar (Unabh.) teilt
mit, daß es in Halle zurzeit 22 000 Milchverſorgungsberechtigte
C welche 18 000 Liter Milch täglich zu beanſpruchen hätten.

iefert werden aber nur 7700 Liter. Die Zahl der Milchver
ſorgungsberechtigten nimmt durch Geburten von Tag zu Tag
zu. Die Zahl der Geburten hat ſich heuer erfreulicher
weiſe ſtark vergrößert; ſo fallen z. B. in den Monat
Januar 1914 825, in den Januar 1920 461 Geburten, in den
Februar 1914 845, in den Februar 1920 427 Geburten, in den
März 1914 347, in den März 1920 456 Geburten; es iſt alſo
eine Geburtenzunchme von 25 Prozent zu verzeichnen. Wie
Halle, ſind faſt alle anderen Großſtädte in der trauri Lage,
unter dem Milchmangel zu leiden. Die Kommunen ſind kaum
imſtande, weſentliche Aenderungen zu ſchaffen, das iſt Sache
der Regierung. Stadtv. Dürrfeld (Mehrheitsſoz.) glaubt,
daß dieſe Debatte den Magiſtrat veranlaſſen wird, in bezug
auf die Milchfrage energiſch durchzugreifen. Stadtv. Bund t
(Deutſchnat.): Wenn Milch ſo leicht verſchickbar wäre wie z. B.

beſſer daſtehen. Der Ernährungszu
ſtand der jüngſten Kinder iſt ein verhältnismäßig guter, dieſer
läßt erſt nach mit dem zweiten bis dritten Lebensjahre
Bürgermeiſter Seydel iſt überzeugt, daß der Dezernent für
die Halleſche Milchverſorgung alles tun wird, um ine Beſſerung
herbeizuführen, man möge jedoch die Schwierigkeiten hierbei
nicht verkennen, iſt doch die Milch ſchon verdorben, wenn ſie im

Sommer auf 80 Kilometer herangeführt werden muß. Frau
Stadtv. Mampel (Deutſchnat.) ſchlägt vor, an Stelle der
fehlenden Milch den hoffenden Frauen einen Zuſatz von Fett
oder Kakao zu bewilligen. Stadtv. Kürbs (Unabh.) ſtellt
die Anfrage, ob nicht die Paſſendorfer Wieſen und ſonſtiges

„Wieſengelände zur Hebung der Milchverſorgung benutzt werden
Es möge ſich ein ſtädtiſcher Ausſchuß bilden, der ſichkann.

mit der Frage der Uebernahme der Milchproduktion in ſtädtiſche
Regie befaßt.

Der Antrag wird durch die Mitteilung des Stadtrats
Velthuyſen, daß das Jugendamt über einen genügenden
Vorrat an ſtädtiſcher Büchſenmilch verfügt, für erledigt erklärt.

Die deutſchnattonale Frattion hat ſolgende Anfrage an den Magiſtrat gerichtet: Wendung d
„Was beabſichtigt der Magiſtrat zur Abwendung der

Cefahren, die aus einer Verlegung der Eiſenbahn
direktion und der Zentrale für Luftverkehr drohen

Stadtv. Herold (Deutſchnat.) erläutert die Anfrage kurz
und weiſt vor allem darauf hin, daß Halle ohnehin keine Aus
ſicht habe, Sitz eines Poſtſcheckamtes zu werden. Stadtbaurat
Lammers verſichert, daß der Magiſtrat gegen die Verlegung
der Eiſenbahndirektion und der Zentrale für Luftverkehr Ein
re erheben werde. Auf den Antrag des Stadtv. Herold,
ofort eine Abordnung an die zuſtändige Stelle nach lin zu

entſenden, um der drohenden Gefahr vorzubeugen, erwidert
Bürgermeiſter Seydel, man wolle erſt Material ſammeln
und dann Fühlung mit Berlin nehmen. Die Anfrage wird durch
die Erklärung des Magiſtrats für erledigt betrachtet.

Der Magiſtrat beantragt, die bisherigen Preiſe für
Kraftſtrom um 50 Pfg. für Lichtſtrom nach dem Gebühren
riß um 1 Mark, für Lichtſtrom zur Wohnungsbeleuchtung um
25 Pfg. für die Kilowattſtunde und mit Wirkung vom 1. Mai
dieſ s Jahres zu erhöhen. Die jährlichen Einnahmen des
Elektrizitätswerkes würden dadurch um 4 200 000 Mark ſtei

Stadtv. Finger (D. V.) ſpricht ſich gegen die Annahme
der Vorlage aus, in der er eine indirekte Steuer erblickt, und
beantragt eine Herabſetzung der Preiſe. Stadtrat Siemens
und Bügermeiſter Seydel bitten mit Rückſicht auf di e

Lage unſerer Stadt um Annahme der Vorlage
ieſem Sinne beſchließt auch die Verſammlung.

Für die Herrichtung von Saal und Bühne in Bad
Wittekind zwecks Theateraufführungen durch das
Perſonal des Stadttheaters werden 16 000 Mark bewilligt.
Jm Etat der Friedhofsverwaltung macht ſich eine
Nachbewilligung von 219 9830 Mark erforderlich.

Die Kinoſteuer.
Eine Herabſetzung der Kinoſtener wird einer

ſeit von der Unabhängigen Sozialdemokratiſchen Fraktion
im Jntereſſe der durch eine Schließung der Kinos
brotlos werdenden Angeſtellten gefordert, andernteils von der
demokratiſchen Fraktion mit Rückſicht auf die Steuereinbuße,
die der Stadt durch die Schließung der Kinos entſtehen würde.

Stadtv. Gräfe (U S. P.): Als Gegner aller indirekten
Steuern haben wir uns bereits ſeinerzeit gegen die Erhöhung
der Luſtbarkeitsſteuer ausgeſprochen. Durch die bevorſtehende
Schließung der Kinos werden rund 150 Angeſtellte brotlos, und
es beſteht ſehr geringe Ausſicht, daß ſie anderweitige Beſchäfti
ung finden, da die Arbeitsloſigkeit ohnehin wieder i mSeiten begriffen iſt. Wir ſind für eine Herabſetzung der

Kinoſteuer um 50 Prozent und erſuchen den Magiſtrat um eine
dementſprechende Vorlage. Stadtv. Minner (Dem.): Wir
ſind damals für die Steuer eingetreten, um der Stadt eine
neue Steuerquelle zuzuführen. Nachdem ſich die Steuer in der
Praxis nicht bewährt hat, find wir jetzt gritk d unſeren
Beſchluß einer Aenderung zu unterziehen. Wir wollen nicht,
daß die Kinos röllig erdroſſelt werden, da wir aus ihnen ja
Geld ſchöpfen wollen. Stadtv. Dürrfeld (Mehrheitsſoz.)
erklärt, daß die Schließung der Kinos nicht von langer Dauer
ſein werde, iſt aber einer Herabſetzung der Kinoſteuer nicht
abgeneigt. Stadtv. Bretſchneider (b. E. Fraktion) erſucht zunächſt feſtzuſtellen, ob der Verdienſt der Kinobeſitzer in
Wirklichkeit ſo geſchmälert iſt, daß ihnen keine Exiſtengmöglich-
keit mehr geboten iſt.

Sehr intereſſante Mitteilungen macht in dieſer Angelegen
heit Stadtrot Wurm, der etwa folgendes ausführt: Es müſſen
der Stadt alle Einnahmequellen erſchloſſen werden. Von
dieſem Geſichtspunkte aus bitte ich Sie, dieſe Vorlage zu be
trachten. Den Ausführungen des Stadtv. Gräfe betreffs der
drohenden Brotloswerdung der Angeſtellten muß ich bei-
pflichten. Wenn die Angeſtellten aber brotlos werden, ſo ift
dies auf Verhalten der Arbeitgeber zurückzuführen. Es ſind
von den Kinobeſitzern große Gewinne erzielt worden und es
legt keine Notlage vor. Es liegt folglich auch keine Veran
laſſung vor, die Angeſtellten zu entlaſſen. Die Ausführungen
des Stadtv. Minner haben mich ſehr überraſcht. Den erſten
r zur Kinoſteuer bot ja ein Antrag derdemokratiſchen Fraktion. Jm übrigen glaube ich auch
nicht, daß die Kinos ſchließen werden und, wenn fie ſchließen,
ſo bekommen wir dadurch freie Wohnungen. Die Steuer iſt am
3. Mai in Kraft getreten. Bereits am 12. Mai lag eine Ein
gabe der Kinobefſitzer vor des Jnhalts, daß ſie nicht mehr be
ſtehen könnten. Meines Erachtens iſt gerade der Mai der un
geeignetſte Monat, um fich ein Urteil über die Verminderung
des Beſuches zu bilden. Es liegen mir übrigens Beſuchsziffern
vor aus drei der größten hieſigen Lichtſpielhäuſer. Danach
wurden ſie beſucht am 3. Mai von 1107, 11380, 1257 Perſonen,
am 11. Mai von 555, 878, 623, am 15. Mai aber ſchon wieder
von 1805, 911 1028 und geſtern ſogar von 2300, 1135 und 1527
Perſonen. Stodtrat Wurm weiſt dann noch durch einige Bei-
ſpiele nach, daß Halle immer noch eine verhältnismäßig ge
ringe Luſtbarkeitsſteuer erhebe.

Stadtv. Minner (Dem.): Wir find damals nur allgemein
für eine Erhöhung der Luſtbarkeitsſteuer eingetreten, ohne in
deſſen ihre Höhe feſtzuſetzen. Es genügt wir jedoch die
ſicherung des Magiſtrats, in eine Prüfung der Angel
eintreten wollen. Die Zahlen, die Herr Stadtrat Wurmanführte, ben mich derartig überraſcht, daß ich bald meinen

Antrag zurückziehen möchte; ich tue dies aber nicht.
Die Abſtimmung ergibt Ablehnung der beiden

Anträge Hierauf nichtöffentliche Sitzung.

vortragskalender

Deutſchnationalen Volksvereins
Halle und Saalkreis.

Am Dienstag, den 18. Mai, abends um 734 Uhr in der „Saal
ſchloßbrauerei Bismarcks Gedächtnis. Gedenkrede-
Geheimrat Röthe- Berlin. Muſikaliſche Ausgeſtaltung:
Streichquartett. Sologeſang. Karten zu 2 M. Nichtmitglieder
4 M.), Jugendkarten 1 M. in beſchränktem Umfange.

Am Freitag, den 21. Mai, abends um 8 Uhr im „Wintev-
garten“, Magdeburger Straße: Unſer zweiter Beamtenvertreter
für die Reichstagswahl, Poſtaſſiſtent Schm al z Halle „Wer
ſchützt die Beamtenſchaft und erhält damit den Staat?“, und
Hauptmann a. D. Werner Halle: „Bolſchewismus oder
Bodenreform?“

Am Mittwoch den 26. Mai, abends um 8 Uhr im „Winter-
garten“: Unſer Wahlbewerber aus Handwerkerkreiſen, Schorn
ſteinfer-Obermeiſter Döring Zeitz: „Wohin wir
Handwerker?“ und Prof. ScupinHalle: er weues
Parteiprogramm.“

Am Donnerstag, den 27. Mai, abends um 8 Uhr im Neu
marktſchützenhaus“: Pfarrer Dr. Ritter BVerlin,
abgeordneter, und unſere Wahlbewerber Bergaſſeſſor Leopold-
Halle, kaufmänniſcher Angeſtellter der Leunawerke Schäfer.
Pfarrer Ritter ſpricht über das Thema: „Was wir wollen.

Am Freitag, den 28. Mai, abends um 8 Uhr im „Hotel
Kaiſer Wilhelm“: Verbandsdirektor Wilhelm Munnecke
Halle: „Wer hilft den Kleinrentnern und Altpenſionären?“

Am Sonntag, den 30. Mai, vormittags um 10 Uhr im
„Walhallatheater“: Schriftleiter Auguſt Abel aus Berlin und
unſere Reichstagswahlbewerber. Gegenſtand vorbehalten.

Am Montag, den 31. Mai, abends um 8 Uhr im „Hofjäger“
(Lindenſtraße) Max Maurenbrecher: Die nationale Be
deutung der Reichstagswahlen

Karten Alte Promenade 10 bei Lippert, W Stein
ſtraße 78 und in der „Halleſchen Zeitung“, Leipziger Str. 61/62.

des



Halle, 18. Mai.
Allgemeine Handwerker- Verſammlung

Keine Stimme für die Demokraten
Die hieſige Ortsgruppe des Bundes der Handwerker hatte

Sonnabend abend eine allgemeine Handwerkerverſamm-
nach dem „Nikolaus“ einberufen, die recht gut beſucht war.

r Vorſitzende des Bundes der Handwerker Voigt Berlin
Friedenau hielt einen Vortrag über „Den Verzweif-
lungskampf des Handwerks und des Mittel
ſtande s“. Redner wies in ſeinen Ausführungen darauf hin,
daß dem Handwerker und dem Mittelſtand ſchwere Zeiten be-
vorſtehen, es gehe um Sein oder Nichtſein. Dies ſei herbei-

ü durch die Sozialiſierungsabſichten der Sozialdemo-
kratie, die dadurch ſyſtematiſch den Handwerker- und Kauf-
mannsſtand vernichten wollen. Das Sozialiſierungsgeſetz gebe
dem Reich und den Kommunen die weitgehendſte Befugnis.
Redner legte klar, daß die Sozialdemokratie ſtets ein Feind des
Handwerks und des Mittelſtandes war. Dem Plan der Sozial
demokraten, dem Handwerk die Selbſtändigkeit zu nehmen, kann
nur durch einen feſten Zuſammenſchluß der Handwerker be-
gegnet werden. Die Notwendigkeit der Organiſation im Hand
werk führte Redner den Anweſenden in anſchaulicher Weiſe
dor Augen. Um auch in Zukunft das Handwerk vor dem Unter
zang zu ſchützen, hat der Bund der Handwerker ein Bündnis
mit dem Landbund- geſchloſſen. Beide große Organi-
ſationen ſind gewillt, mit aller Kraft ihre Macht zur Geltung
zu bringen, falls es zerſtörende Elemente wieder wagen
follten, das wirtſchaftliche Leben ſtillzulegen. Dieſer Gedanke
habe in ganz Deutſchland Fuß gefaßt.

Sodann kam Redner auf die kommenden Reichstags
wahlen und ihre Bedeutung für das Handwerk zu ſprechen.
Redner vertrat den Standpunkt, daß der Handwerker es nicht
nötig habe, ſich an die Rockſchöße einer Partei zu hängen,
daß er aber auch nur den Parteien ſeine Stimme

werde, die die Forderungen des Handwerkerſtandes im
vertreten und Handwerker in die Kandidatenliſten

mit aufnehmen. Die Forderungen der Handwerker zu unter
tühzen, haben ſich bereit erklärt die Deutſchnationale
Volkspartei, die Deutſche Volkspartei und die Chriſtliche
Volkspartei, während die demokratiſche Partei es nicht einmal
ev Mühe für wert hielt, dem Handwerkerbund auf ſeine An

age zu antworten. Somit kann feſtgeſtellt werden, daß die
emokratiſche Partei nicht bereit ſei, die Forde-

rungen der Handwerker zu unterſtützen. Da esim rk um Sein oder Nichtſein geht, kann kein
Handwerker der Demokratiſchen Pſlartei ſeine
Stimme geben bei der kommenden Wahl. Es gilt, nur
ſolche Männer zu wählen, die ihren ganzen Einfluß im Parla-
ment zur Geltung bringen können, damit wir eine Regierung
r die Geſetze ſchafft, die dem geſamten Volke dien

In der anſchließenden lebhaften Ausſprache wurden noch
mals alle Nöte des Handwerks eingehend beſprochen und dem
Wunſche Ausdruck gegeben, daß ſich durch engen Zuſammen
ſchluß die Verhältniſſe im Handwerk bald beſſern werden. Die
Gründung einer neuen Handwerkerorganiſation in Halle wurde
allgemein bedauert und es ſollen ſofort Schritte unternommen
werden, um die betr. Handwerkerkreiſe von dieſem Vorhaben
abzubringen und ſie zu bewegen, insgeſamt ſich dem Bunde der
Handwerker anzuſchließen.

Heute abend: Bismarcks Gedächtnis! Deutſchgeſinnte,
vergeßt nicht den Bismarck--Abend um 736 Uhr in der Saal-
ſchloßbrauerei. Roethe ſpricht. Muſik ſtellen die Landesjäger.
Sologeſang von Herrn Bohne. Karten bei Lippert, „Halleſche
Zeitung und Alte Promenade 10.

Deutſchnationale Studentengruppe. Heute abend um
8 Uhr findet in der „Tulpe“ die Antrittsverſammlung der
Deutſchnationalen Studentengruppe ſtatt mit einem Vortrag
von Dr. Wiſchniewsky über das Thema: „Wir Akademiker
und der nationale Gedanke“.

Die Handwerkskammer beginnt am 26. Mai mit einem
neuen Vorbereitungskurſus auf die Meiſterprüfung. Jn dem
ſelben werden auch die neuen Steuergeſetze gelehrt werden. Der
Kurſus findet in der Knabenmittelſchule der Torſtraße ſtatt.

Die Freifahrſcheine für die Fahrt ins Abſtimmungsgebiet
von Oſt und Weſtpreußen, die vom Deutſchen Schutzbund für die
Grenz und Auslandsdeutſchen ausgegeben werden, gelten nur
vom 21. Tage vor der Abſtimmung ab für die Hinfahrt und bis
zum 21. Tage nach der Abſtimmung für die Rückfahrt. Reiſende,
die früher ins Abſtimmumgsgebiet reiſen oder ſpäter zurückkehren
wollen, erhalten keinen Schutzbundfahrſchein, können jedoch bei
der Fahrſcheinausgabeſtelle die Erſtaktung der Reiſekoſten dritter
KAaſſe, auf Wunſch auch für die Seereiſe, beantragen. Die Aus
zahlung erfolgt nach beendigter Abſtimmung. Solche Reiſende
müſſen ſpäter nachweiſen, daß ſie am Abſtimmungstage in ihrem
Geburtsorte anweſend geweſen ſind. Stimmberechtigten, die den

verfallen laſſen, können die Reiſekoſten nicht
we Eine Vergütung von Zuſchlägen für D-Züge

uſw. kann nur in Ausnahmefällen bei Krankheit, Gebrechlichkeit
uſw. zugeſagt werden. Für nicht ſtimmberechtigte Familien
mitglieder oder Reiſebegleiter werden die Reiſekoſten nicht er

Samilien- Nachrichten
Geburt: Otto Hecker und Frau Martha geb. Weber
Verlobung: Adele Lange und Ludwig Lorenh.
Vermählung: Walter Schäcke und Jenny Srhäcke geb.

Oeltzſchner.
Todesfälle: Am 16. Mai Paul Kilian im 68. Lebensjahr.

Am 17. Mai Karl Hinz im 42. Lebensjghr. Am 15. Mai
Ale x im 54. Lebensjahr. Am 15. Mai Richard

Dammköhler im 24. Lebensjahr. Am 16. Mai Hermann
Arzt im 62. Lebensjahr. Am 15. Mai Erich Kaiſer.
Am 17. Mai Friedrich Huhn im 61. Lebensjahr. Am 16. Mai
Marie Schulz geb. Schulze im 61. Lebensjahr. Am

Mai Alfred Haertel im 68. z

Provinz Sachſen
Gedenktage für die Provinz Sachſen,

für Knhalt und Thüringen
vom 17. bis 23. Mat

17. Mai. 1814 geboren zu Ermsleben Dr. phil. Wilhelm
Gottlieb Hankel, 1849-1887 ordentlicher Profeſſor für Phyſik
an der Univerſität ig, vorher 1840—-1849 Privatdozent und
außerordentlicher Profeſſor in Halle. 1826 geboren zu Stutt
gart Oberkonſiſtorialrat D. theol. h. c. Julius Köſtlin, 1870 bis
1902 ordentlicher Profeſſor für ſhyſtematiſche Theologie an der
Univerſität Halle. 1845 geboren zu Neuzelle, Kreis Guben,

1
Dr. phil. Richard Lehmann, 1885-—-189722 vo außerordentlicher und ordentlicher Hrofeſſor t5r

der Univerſität Münſter (Weſtfalen), 1881—1885
der Univerſität Halle. 1900 promovierte in

Seographie an

s 1016 Privakdogenk an der Univerſität Halle, 1906 1016 zu
gleich Stadtrat. 1902 promovierte in Leipzig zum Dr. phil.
D. theol. h. c. Dr. phil. Guſtav Hölſcher, außerordentlicher
Profeſſor für altteſtamentliche Exegeſe an der Univerſität Halle.

18. Mai. 1814 geboren zu rg (S.-A.) Dr. phil. Aug.
Wiegand, 1854—-1871 techniſcher Direktor der Geſellſchaft
„Jduna“ in Halle, vorher 1889/40 Hilfslehrer an der Latina in
Halle, 1840—-1842 ordentlicher Lehrer am r in
Naumburg und 1842—1854 Kollaborator und Oberlehrer an den
Franckeſchen Stiftungen in Halle. 1872 promovierte in Kiel zum
Dr. phil. Geh. Regierungsrat Dr. phil. Benediktus Nieſe, 1906
bis 1910 ordentlicher Profeſſor für alte Geſchichte an der Uni
verſität Halke. 1875 geboren zu PiesdorfBelleben im Mans-
felder Seekreiſe Profeſſor Dr. med., Dr. phil. Hans Hahne,
Neubegründer und Direktor des Provinzialmuſeums für Vor
geſchichte und Privatdozent für Vorgeſchichte an der Univerſität
Halle, Gründer des Landesvereins für Vorgeſchichte zu Halle.
1913 geſtorben zu Halle Profeſſor Otto Reubke, 1885 1918
Univerſitäts-Muſikdivektor in Halle.

19. Mai. 1865 promovierte in Berlin zum Dr. phil. Geh.
Regierungsrat Dr. phil., Dr. jur. h. c. Theodor Lindner, 1888
bis 1913 ordentlicher Profeſſor für Geſchichte des Mittelalters und
der Neuzeit an der Univerſität Halle, 1904/05 deren Rektor
1868 geb. in Mannheim Dr. theol. h. c. Karl Bornhäuſer,
ordentlicher Profeſſor für ſyſtematiſche und praktiſche Theologie
an ne Nverſea Marburg, 1905--07 außerordentlicher Profeſſor

in e.20. Mai. 1833 geb. zu Krefeld Archivrat Dr. theol. h. c.
(Halle), Dr. phil. Eduard Jacobs, Vorſtand des Fürſt
lichen Archivs und der Fürſtlichen Bibliothek in Wer
nigerode, 1864--1865 Sekretär am Staatsarchiv in Magde
burg. 1846 geboren zu Riga Dr. iur. Johann Chriſtoph
Schwartz, 1902--1910 ordentlicher Profeſſor für Zivilprozeß
und deutſche Rechtsgeſchichte an der Univerſität Halle. 1882
habilitierte ſich in Wien für orientaliſche Sprachen Geh. Regie
rungsrat Dr. phil. Eugen Hultz ſch, ordentlicher Profeſſor für
indiſche Philologie an der Univerſität Halle.

21. Mai. 1869 geb. zu Gießen Profeſſor Dr. phil. Krafk,
Direktor des ſtädtiſchen Lyzeums in Quedlinburg 1873 geb.
zu Neuſes bei Koburg Dr. med. Hans Berger, Profeſſor für
Pſychiatrie an der Univerſität Jena. 1897 geſtorben zuErfurt
Profeſſor Dr. phil. Volkmar Hölz er, 1868—-1887 Oberlehrer am
Gymnaſium und 1887——1894 am Realghmnaſium in Erfurt, vor
her 1863—1865 und 1865——1868 an den Gymnaſien in Stendal und
Salzwedel. 1911 geſtorben zu Erfurt Profeſſor Dr. vhil. Adolf
Cramer, 1896--1911 Oberlehrer am Gymnaſium in Erfurt.

22. Mai. 1803 geboren zu Nöſchenrode bei Wernigerode
Dr. phil. Heinrich Ernſt Bindſeil, 1829—-1837 Hilfslehrer an
der Latina in Halle, 1840--1875 Sgkretär und Unterbibliothekar
an der Univerſitätsbibliothek, 1875/76 deren ſtellvertretender
Oberbibliothekar, ſeit 1856 auch außerordentlicher Profeſſor an
der Univerſität. 1852 geboren zu Wolfenbüttel D. theol. h. c.
Johannes Be ſt e, Superintendent, Paſtor prim. und Kreisſchul
inſpektor in Schöppenſtedt. 1915 geſtorben in Flandern nach
ſchwerer Verwundung Dr. phil. Kurt Jahn, 1908--1913 Privat
dozent, ſeit 1913 außerordentlicher Profeſſor für weueve deutſche
Literaturgeſchichte an der Univerſität Halle.

23. Mai. 1838 geboren zu Erfurt Geh. Regierungsrat Dr.
phil. Alfred Kirchhof, 1873--1904 ordentlicher Profeſſor
Geographie an der Univerſität Halle, 1863--1865 Lehrer am
Realghmnaſium in Erfurt. 1847 geſtorben zu Jena Heinrich
Luden, ſeit 1810 ordentlicher Profeſſor für Geſchichte an der
Univerſität Jena. 1898 habilitierte ſich in Berlin Dr. iur. Jo-
hann Chriſtoph Schwartz, 1902—1910 ordentlicher Profeſſor für
Zivilprozeß und deutſche Rechtsgeſchichte an der Univerſität Halle.

1900 habilitierte ſich in Berlin Dr. phil. Paul Menzer,
ordentlicher Profeſſor für r m an der Univerſität Halle.

Das Poſtſchechamt Magdeburg.
Mit der Einrichtung des Poſtſcheckhamts im Schulgebäude

der Kaiſer-Friedrich-Straße in Magdeburg hat ſich die Ober
poſtdirektion einverſtanden erklärt, wenn der Mietspreis des
Gebäudes 6 v. H. der Grunderwerbs- und Baukoſten einſchließ
lich der Koſten für die erforderlichen Bau- und Umarbeiten
nicht überſteigt. Als früheſter Zeitpunkt für den Beginn des
Mietsterhältniſſes ſoll der 1. Juli in Ausſicht genommen
werden. Ferner wurde vereinbart, daß als Dauer des Miets-
vertrages zehn Jahre angenommen werden müſſen. Die Aus
führung der Umbauarbeiten ſoll durch die Stadt erfolgen. Die
Wiederherſtellung in den alten Zuſtand nach Ablauf des Miets-
vertrages geſchieht auf Koſten des Reichspoſtfiskus entweder
durch die Poſt oder durch die Stadt. Der Beginn des Baues
erfolgt nach der Genehmigung des Entwurfs und Anſchlags
durch das Reichspoſtminiſterium, vorausſichtlich nicht vor dem
1. Juli d. J. Die Fertigſtellung iſt bis zum 1. April 1921 zu
bewirken.

tzk. Gera, 16. Mai. (Ueber die Ergebniſſe der
Viehzählungen in Reuß j. L.) wird folgendes mitgeteilt:
Die Viehbeſtände betrugen (die in Klammer geſetzten Zahlen be-
ziehen ſich auf 1909): Rindvieh: 45 081 (34823), Schafe: 9525
(6025), Schweine: 20 038 (31 910), Ziegen: 21 319 (10 945). Die
Zahl der Rinder iſt demnach jetzt um etwa 10 000 größer, die
Zahl der Ziegen hat ſich ſogar verdoppelt, auch die Zahl der
Schafe iſt um rund 5500 geſtiegen. Nur die Schweine haben ſich
um den dritten Teil gegen 1909 verringert.

Volkswirtſchaft
Zur Lage des Häute- und Sellemarktes

Die letzten Häute- und Felle-Verſteigerungen, insbeſondere
die Berliner Verſteigerungen haben ſcheinbar nun endlich Klar
heit über die Marktlage gebracht. Die Preisrückgänge nach den
letzten Verſteigerungen waren ganz enorm, und wenn man die
erzielten Preiſe gegenüber den März-Verſteigerungen vergleicht,
ſo ergibt ſich die Tatſache, daß nunmehr auch ein Preisrückgang
für alle aus Leder herzuſtellenden Bedarfsartikel eintreten muß.
Gegenwärtig zahlt man für: Ochſenhäute bis 39 Pfd. 12 Mk.,
Ochſenhäute 40——59 Pfd. 12 Mk., Ochſenhäute 60 Pfd. und mehr
13,50 Mk., Bullenhäute bis 39 Pfd. 12,50 Mk., Bullenhäute 40
bis 59 Pfd. 10,50 Mk., Bullenhäute 60-—-79 Pfd. 9,50 Mk., Bullen-
häute 80 Pfd. und mehr 9,40 Mk., Kuhhäute bis 39 Pfd. 12 Mk.,
Kuhhäute 40-—-59 Pfd. 11 Mk., Kuhhäute 60 Pfd. und mehr 12
Mark, Färſenhäute bis 39 Pfd. 13,50 Mk., Färſenhäute 40—-59
Pfund 14 Mk., Freſſerhäute bis 20 Pfd. 10,50 Mk. pro Pfund;
Roßhäute bis 159 Zentimeter 80 Mk., Roßhäute 160--180 Zenti-
meter 102 Mk., Roßhäute 181-—199 Zentimeter 154 Mk., Roß-
häute 200--219 Zentimeter 200--300 Mk., Roßhäute 220 Zenti
meter und mehr 330—-367 Mk., Fohlenhäute bis 159 Zentimeter
80 Mk. pro Stück; Kalbfelle bis 9 Pfd. 18——-20 Mk., Kalbfelle
9 Pfd. und mehr 21 Mk., Kalbfelle Schuß 21 Mk., Schaffelle voll
wollige 15 Mk., Schaffelle halblange 15 Mk., Schaffelle kurzwollige
15 Mk. pro Pfund; Ziegenfelle trocken bis 0,3 Kilogr. 8,40 Mk.,
Ziegenfelle 0,4——0,5 Kilogr. 31,50 Mk., Ziegenfelle 0,6--1,8 Kilo-
gramm 71 Mk., Ziegenfelle 1,4—-2 Kilogr. 96 Mk., Ziegenfelle
2,1 Kilogramm und mehr 121,50 Mk., Ziegenfele geſalzen 1,1
bis 2,9 Kilogr. 77,50 Mk., Ziegenfelle geſalgen 3--4,9 Kilogr.
87 Mk., Ziegenfelle geſalzen 5 Kilogr. und mehr 91 Mk. pro Stück.
Es bleibt jedoch noch abzuwarten,
ſein werden und es letzten Endes nicht doch noch zu weiteren
Preisabſchlägen kommen wird. Hierfür ſpricht die allgemsins
flaue Geſchäftslage und die große Zurückhaltung der Käufer.

Preiserhöhungen für Branntwein und Spiritus. Die
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Hauptſchriftleiter
Serantwortlich für Politik Helmut Böttcher für politiſche NachrichtenHelmur Böttcher.
wirtſchaft und Sport: Hans Heiling; für den geſamten übrigen
Teil: Erich Sellheim. Anzeigenteil: Paul Lerſten: ſämtkch in

Halleſchen Keitung.Otto Thiele, Buch und Kunßdruckerei, Verlag der
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